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Aktuelle Wohnungs- und Steuerpolitik
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Bundeshaushalt 2005

Neu: Erstmalig wird der Stadtumbau West zur 
regulären Programmförderung mit einem 
Verpflichtungsrahmen von 40 Mio. EUR in 2005.

Die Verpflichtungsermächtigungen zur sozialen 
Wohnraumförderung steigen von 110 Mio. EUR in 
2004 auf 202,5 Mio. EUR in 2005.

Die Gesamtausgaben des Bereichs Wohnungswesen 
und Städtebau sinken von 4,342 Mrd. EUR in 2004 
auf 3,125 Mrd. EUR in 2005. Der Haupt-Grund: 
Verlagerung von Wohngeldausgaben auf die 
Kommunen (Hartz IV).
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Bundeshaushalt 2005

Städtebauförderung West (94 Mio. EUR), 
Städtebauförderung Ost (325 Mio. EUR) 
und Soziale Stadt (72 Mio. EUR) 
sowie einem neuen Titel „Zuweisungen an die 
Länder zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen“ 
(24 Mio. EUR) werden mit insgesamt 515 Mio. EUR 
2005 dotiert, statt 520 Mio. EUR in 2004.

Der Bundeshaushalt 2005 wird vom 22. – 26.11.2004 
im Deutschen Bundestag in 2./3. Lesung beraten.
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Eigenheimzulage

Reform im Dezember 2003

Gemäß Kabinettentscheidung vom 14.07.2004
soll die Eigenheimzulage abgeschafft werden.

GdW-Position: Keine ersatzlose Streichung

Der GdW fordert , dass für den Fall der Streichung 
ein relevanter Teil (mind. 25 %) der Mittel aus der 
geplanten Streichung der Eigenheimzulage wieder 
dem Städte- und Wohnungsbau zufließen muss, z. B. 
Stadtumbau West oder Altschuldenentlastung für 
Wohnungsunternehmen in Ostdeutschland mit 
weniger als 15 % Leerstand.

Weiteres politisches Ziel des GdW: 
Die Wohnimmobilie in die staatliche Altersvorsorge 
zu integrieren.
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Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt SGB II (Hartz IV)/Arbeitslosengeld II

Tritt am 01.01.2005 in Kraft

Regelung zur direkten Überweisung an den 
Vermieter in das SGB II aufgenommen
(§ 22 Abs. 4 SGB II)

Angemessenheitsregeln für Unterkunft und Kosten
(§ 22 Abs. 1 SGB II) orientieren sich voraussichtlich 
weitgehend an den Grundsätzen der Sozialhilfe und 
sind je nach Mietniveau von Ort zu Ort verschieden.
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Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt SGB II (Hartz IV)/Arbeitslosengeld II

Bundeseinheitlich wurde auf Forderung des GdW  
geregelt: Genossenschaftsanteile von wohnenden 
Mitgliedern und Mietkautionen sind kein 
anrechenbares Vermögen.

Negative Einflüsse auf die Sozialstrukturen von 
Quartieren sowie auf die Vermietbarkeit und die 
Qualität der Bestände verhindern

GdW hat ein Musterformular für die Beantragung der 
Direktzahlung von Kosten für Unterkunft und 
Heizung an den Vermieter entwickelt.
Zweck: Durch Direktzahlung sollen Mietrückstände 
vermieden werden.
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§8a KStG - Gesellschafterfremdfinanzierung

GdW konnte erreichen:
BMF-Schreiben vom 15.12.1994 gilt zunächst fort, soweit im BMF-
Schreiben vom 15.07.2004 nichts anderes geregelt ist

Sonderregelung für Wohnungsbaufinanzierungen
Umfassendes BMF-Schreiben erst 2005 zu erwarten

BMF-Schreiben vom 15.07.2004 regelt alle spezifisch 
wohnungswirtschaftlichen Fragen

Rückbürgschaften der Gesellschafter für Bankdarlehen
Sind nicht §8a-relevant, soweit nicht „back-to-back“-Fälle

Keine Anrechnung von nicht § 8a-Darlehen auf 
Freigrenze/Safe-Haven

Rückbürgschaften der Kommunen für Darlehen der Sparkassen
Sparkassen gelten im Regelfall nicht als nahestehende 
Personen i.S.d. §1 AStG (gleichlautende Ländererlasse)
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§ 13b UStG bei Sanierungsträgern

Problem
§ 3 Nr. 11 UStG (Leistungskommission)

Fiktion einer Leistung, wenn Unternehmer im eigenen 
Namen für fremde Rechnung tätig wird 

Ist bei Sanierungsträgern der Fall
Wenn Fiktion eines Leistungsaustauschs für USt, 
dann auch für § 13b UStG relevant

GdW konnte erreichen
Behandlung bei der USt-Referentensitzung Mitte 
September
Ziel: Weitergeltung des BMF-Schreibens vom 14.05.1987
Verbände sollen um Stellungnahme gebeten werden

Verfahren läuft bis Ende des Jahres
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GrESt-Befreiung Fusionen

Sachstand
Gesetzesbeschluss Februar 2004
Gesetz nicht in Kraft getreten wg. EU-Genehmigungsvorbehalt
EU sieht Probleme wegen

Kapitalverkehrsfreiheit
Arbeitsmarktregion Berlin

Lösung
Gesetz wird geändert  (EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetz)

Sitz der Unternehmen muss nicht mehr in neuen Ländern liegen
Befreiung vom 01.01.2004 – 31.12.2006

Wegen Arbeitsmarktregion Berlin ggf. längeres Prüfverfahren
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Grundsteuerreform

Aktueller Sachstand
Bedenken der Wohnungswirtschaft gegenüber fachlich 
zuständigen Politikern artikuliert
Positive und wirkungsvolle gemeinsame Strategie mit DMB
Bedenken zu den Bodenrichtwerten auch aus anderen Kreisen 
(insbesondere Steuerfachleute
Anhörung Rheinland-Pfalz

Viele haben sich für reine Flächensteuer ausgesprochen
Momentan wird noch kein Gesetzgebungsverfahren eingeleitet
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EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetz

Wesentliche Regelungen
Regelung der Organschaftsfrage für ehemals 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen

Mit Wirkung i.d.R. ab 2004
Zeitlicher Ablauf

Verfahren soll bis November abgeschlossen sein
GdW hat zur Anhörung Stellungnahme abgeben
Weitere Gespräche mit Finanzpolitikern wegen Organschaft 
wurden geführt

Problem: finanzielle Auswirkungen bei rd. 1 Mrd.€
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InvZulG 2005

Ursprünglich keine Einigung der neuen Länder auf 
gemeinsamen Vorschlag

Nach Einigung, negatives Votum Sachsens
Koalitionsverhandlungen noch nicht abgeschlossen

Voraussichtlich keine Fortführung über den 31.12.2004 
hinaus
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Energiepass

Zum 04.01.2006 muss die EU „Gebäudegesamt-
energie-Effizienz-Richtlinie“ in nationales Recht 
umgesetzt werden.

Im Januar 2005 will BMVBW den Referentenentwurf 
zur „EnergieeinsparVO 2006“ veröffentlichen. Das 
Anforderungsniveau bezüglich Dämmung und 
Heizungsanlagen soll nicht geändert werden. Neu ist 
die Einführung des Energieausweises für den 
Bestand.

GdW-Konferenz am 13.07.2004 und 11.11.2004 mit 
Vertretern der WU, die am Feldversuch der 
Deutschen Energieagentur dena teilnehmen, des 
BMVBW und BMWA sowie möglicher 
Kooperationspartner (Techem, Verbände der 
Messdienstunternehmen, 
u. a.).
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Energiepass

WU, Mitgliedsverbände und GdW lehnen 
bedarfskennwertbasierten Energiepass für den 
Bestand ab.

Stattdessen: Verbrauchskennwertbasierter 
Energieausweis (EVA) auf Basis der HeizkostenVO
als dynamisches Instrument, das das 
Energiemanagement der WU unterstützen könnte.

GdW hat die Zusammenarbeit mit Messdienst-
und Softwareunternehmen aufgenommen und lässt 
einen Feldversuch für den EVA durchführen.

Erste Ergebnisse wurden am 11.11.2004 diskutiert.
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Energiepass

Die Vertreter der Bundesministerien sind an einem 
Konsens mit der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft für den  Energieausweis 
interessiert.
Sie sehen die Berechtigung eines EVA für den 
Bestand der modernisiert ist, oder in absehbarer Zeit 
nicht modernisiert werden wird.
Strittig ist 

Gebäudegröße (Anzahl WE) ab der ein EVA 
durch Verbrauchseinflüsse nicht übermäßig 
verfälscht wird und 
welche Methode bei Einzelheizung in 
Wohnungen anzusetzen ist.

Der GdW strebt eine offensive Nutzung der 
Ausnahmeregelungen des Energieeinspargesetzes 
und Nutzung von Übergangsfristen der EU-Richtlinie 
an.
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Energiepass

Weitere Aktivitäten:

Gespräche in Bundesbau-, Bundeswirtschafts- und 
Bundesumweltministerium in den nächsten zwei 
Wochen

Verbändegespräch mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär Achim Grossmann am 01.12.2004

Der VdW Südwest veranstaltet mit dem GdW die
3. Energieausweis-Konferenz am 8.12.2004 in 
Frankfurt/Main.

GdW-Pressekonferenz für den 14.12.2004 geplant
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Antidiskriminierungsgesetz

Referentenentwurf liegt noch nicht vor

Der GdW hatte schon frühzeitig mit 
Bundesministerin Zypries und dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Hartenbach 
persönlich gesprochen.

Seinerzeit war Entgegenkommen insbesondere bei 
den Ausnahmeregelungen und der administrativen 
Umsetzung (Beweislast –Beweissicherung –
Dokumentationserfordernisse) zugesagt worden.
Bundesministerin Zypries hatte sich auch öffentlich 
so positioniert.
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Antidiskriminierungsgesetz

Die GdW-Argumente im Wesentlichen:

Der Grundsatz der Antidiskriminierung wird 
nicht in Frage gestellt.

Die geplante erweiterte Umsetzung der EU-
Richtlinie in einem zivilrechtlichen Gesetz ist 
aber verfehlt.

Der Grundsatz der Vertragsfreiheit wird 
eingeschränkt.

Den Wohnungsunternehmen kann durch das 
Verbot der individuellen Diskriminierung die 
sozial verträgliche Belegung der Bestände 
wesentlich erschwert oder sogar verwehrt 
werden. Damit wächst die Gefahr einer 
Überforderung der Nachbarschaften.
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Antidiskriminierungsgesetz

Mögliche gesellschaftliche Folgen: Neue 
soziale Brennpunkte können entstehen.

Der Verwaltungsaufwand durch die 
erforderliche Dokumentation der Vermietungs-
vorgänge wäre sehr erheblich und unzumutbar.

Lange Fristen für die Geltendmachung des 
Diskriminierungsvorwurfes können 
Unsicherheit und relevante Risiken im 
Vermietungsgeschäft für die 
Wohnungsunternehmen bewirken.

Sobald der konkrete Referentenentwurf vorliegt, wird 
der GdW die bisherige Einflussnahme gezielt 
fortsetzen.
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Föderalismuskommissio
n

Gemeinsame Kommission aus Bundestag und 
Bundesrat zur Modernisierung der 
bundesstaatlichen Ordnung am 07.11.2003 
eingesetzt

Bundesregierung stellte ihre Positionen am 
10.11.2004 vor

Die Föderalismuskommission hat am 10.11.2004 mit 
den Beratungen eines ersten Vorentwurfs begonnen. 
Ab dem 26.11.2004 soll ein fortgeschriebener 
Entwurf in den Fraktionen, den Ländergremien und 
der Kommission abgestimmt werden.

Letzte Sitzung der Kommission derzeit für den 
17.12.2004 geplant
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Föderalismuskommissio
n

GdW hat Thesenpapier am 30.03.2004 an die 
Kommissionsmitglieder verschickt:

Zuständigkeit des Bundes für das 
Wohnungswesen muss im Wesentlichen 
erhalten bleiben.
Art. 74 (1) Nr. 18 GG: Konkurrierende 
Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
Wohnungswesens
Art. 72 (2) GG: Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse
Besondere Bedeutung im Bereich des 
Wohnungswesens
Finanzhilfen nach Art. 104a GG: 
Mischfinanzierung muss für die wesentlichen 
Aufgaben: Städtebauförderungen, Stadtumbau 
und Soziale Stadt fortgeführt werden können
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Verbandsarbeit und Verbandspolitik
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GdW-Verbandstag 2004 in Mannheim

Ablauf und Ergebnisse:

„GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-
und Immobilienunternehmen“

Entschließung „Altersvorsorge und 
Wohnimmobilie“

Entschließung „Stadtumbau“

Satzungsänderung zur Regelung der a. o. 
Mitgliedschaft der Bundesvereinigung der LEG
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Entschließung „Altersvorsorge und Wohnimmobilie“

Eckpunkte der Entschließung: 

Der Bildung von Wohneigentum gewidmete 
Spar- und Darlehensverträge einschließlich der 
Bausparverträge werden als neue Anlageform 
in die Förderung integriert (Ansparförderung).

Das der Altersvorsorge gewidmete Kapital kann 
von anderen geförderten Anlageformen 
förderunschädlich auf das Wohneigentum 
übertragen werden (eigenkapitaleinbringende 
Förderung). 
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Entschließung „Altersvorsorge und Wohnimmobilie“

Weitere Eckpunkte der Entschließung: 

Tilgungsbeiträge, die der Geförderte im 
Rahmen seiner Finanzierung auf einen 
Darlehensvertrag zahlt, sind ebenfalls 
förderfähig (Tilgungsförderung). 

Die nachgelagerte Besteuerung erfasst den der 
Altersvorsorge gewidmeten Kapitalstock. Der 
Kapitalstock setzt sich zusammen aus den 
eingebrachten Altersvorsorgebeträgen 
zuzüglich der Kapitalerträge.
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Entschließung „Altersvorsorge und Wohnimmobilie“

Weitere Eckpunkte der Entschließung: 

Mit Vollendung des 60. Lebensjahres wird der 
Kapitalstock einschließlich der fiktiven Zinsen 
der Auszahlungsphase (3 v. H.) bis zur 
Vollendung des 85. Lebensjahres in gleich 
hohe fiktive Auszahlungen aufgeteilt. Die 
fiktiven Auszahlungen unterliegen der 
Einkommensteuer.

Der Ehegatte oder sonstige Hinterbliebene 
können den Kapitalstock an Stelle des 
Erblassers fortführen.
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Entschließung „Altersvorsorge und Wohnimmobilie“

Weitere Eckpunkte der Entschließung: 

Der Erwerb zusätzlicher Geschäftsanteile an 
Wohnungsgenossenschaften zur Reduzierung 
der Wohnkostenbelastung im Alter wird in die 
Förderung integriert.

Das Dauerwohnrecht nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz (WEG) wird als 
Alternative zum selbst genutzten 
Wohneigentum insbesondere für Single-
Haushalte und kinderlose Familien integriert.
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Entschließung „Stadtumbau“
Für eine neue Partnerschaft – Positionen und 
Forderungen des GdW zum Stadtumbau

Zügige Umsetzung des Programms Stadtumbau Ost

Ausgestaltung des Programms Stadtumbau West mit 
starken wohnungswirtschaftlichen Akzenten

Stadtumbau als gesamtgesellschaftliche Aufgabe: 
Beibehaltung der Mischfinanzierung in der 
Städtebauförderung

Positive Vorbereitung des bundesweiten 
Stadtumbaus:  Zukunftschancen betonen

Dämpfung der Umlandzersiedlung als Kehrseite des 
Stadtumbaus
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Entwicklung der Personalkosten
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Entwicklung der Erträge und Aufwendungen

7.000.000

7.500.000

8.000.000

8.500.000

9.000.000

9.500.000
20

01

20
02

20
03

20
04

H
oc

hr
ec

hg
.

20
05

 
W

iP
la

n

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

Jahr

EU
R

Erträge insgesamt (ohne zweckgebundene Rücklage - Hausverkauf)

Aufwendungen insgesamt



32

Entwicklung der Beitragssätze für 
Bestandswohnungen
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Verhandlungen mit der KDG

GdW-Empfehlung vom 13.07.04: keine Zustimmung
zur Durchleitung ohne Gegenleistung der KDG

Verhandlungskommission: GdW FA Multimedia, AGW, 
ImmoMediaNet GmbH & Co. KG, Netzpool Berlin GmbH

Einigung über Eckpunkte zur Regelung der Durchleitung 
und Vermarktung digitaler TV-Programme

Zentrales Modell ist das Beteiligungsmodell als 
Mindestbedingung für Verträge zwischen WU und KDG. 

Rabatt von 3 % auf das Signallieferungsentgelt
Beteiligung von 3,5 % bis 4 % am digitalen Pay-
Umsatz
Provisionszahlung für vermittelte Digital-Abos von 
1,5 Monatsentgelten

Bundesweite Werbe-Kampagne der KDG seit 11.10.2004
Derzeit werden erste KDG-Vertragsentwürfe geprüft.
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Verhandlungen mit VG-Media und GEMA

Im August 2004 wurde nach dem Vertrag mit VG-
Media auch der Vertrag mit GEMA (insbes. 
Öffentlich-rechtliche Sender und Autoren etc.) über 
Kabelweitersendung abgeschlossen.

Entgeltpflicht besteht bei mehr als 75 
versorgten WE pro eigener Kopfstelle.
Vertragslaufzeit 01.01.2003 bis 31.12.2006
Wegen möglicher Sanktionen wird den 
betroffenen WU der Vertragsabschluss 
empfohlen.

Aber unsere Auffassung bleibt: Der Sammelempfang 
von WU als Vermieter ist keine Kabelweitersendung.
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Brüsseler Büro

Aufgaben in jüngster Zeit:

Notifizierungspflicht bei der Förderung von 
Sozialwohnungen

Weißbuch „Dienstleistungen im allgemeinen 
Interesse“

Richtlinienentwurf „Dienstleistungen im 
Binnenmarkt“

Mitteilung: „Entwicklung einer thematischen 
Strategie für städtische Umwelt“

Strukturförderung der EU

Basel II – Überarbeitung der Eigenkapital-
anforderungen für Kreditinstitute und 
Wertpapierhäuser

Vergaberichtlinie



36

Brüsseler Büro

Arbeitshilfe „Europa als Bezugsrahmen auch für den 
Wohnungs- und Städtebau in den Mitgliedsstaaten“

Eingestellt ins GdW-Extranet unter dem Punkt 
Büro Brüssel.

Arbeitshilfe wird regelmäßig überarbeitet und 
an die aktuellen politischen Gegebenheiten 
angepasst.

Das Extranet finden Sie über die 
Mitgliederseiten der Regionalverbände. 
Kennwort und Benutzername wie bei 
Regionalverband.
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BAG der Deutschen Immobilienwirtschaft

Altersvorsorge und Wohnimmobilie

Eigenheimzulage

Graffiti-Bekämpfung

Gutachtenauftrag an das ifo-Institut vergeben:
„Die volkswirtschaftliche Bedeutung der 
Immobilienwirtschaft“
Veröffentlichung im Februar 2005

Expo-Real 04. – 06.10. 2004

Immobilia Berlin Februar 2005
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BAG der Deutschen Immobilienwirtschaft
Schornsteinfegerwesen

Medieninfo der BAG der Deutschen 
Immobilienwirtschaft vom 05.11.2004: 
„Deutsche Immobilienwirtschaft verlangt 
Wettbewerb im Schornsteinfegerwesen“

Abschaffung des Schornsteinfegermonopols, 
da wettbewerbsverhindernde Marktregulierung

Eine faire Preisbildung für die Leistungen bei 
der Überprüfung von Heizungs- und 
Lüftungsanlagen bedarf des Wettbewerbs

Der im Juni 2004 vorgelegte Entwurf einer 
neuen „Muster-Kehr- und 
Überprüfungsordnung“ in Bezug auf seine 
Regulierungsdichte übertrifft sogar noch die 
Regelungen einzelner Bundesländer für diese 
Tätigkeiten.
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BAG der Deutschen Immobilienwirtschaft
Schornsteinfegerwesen

Keinesfalls darf der Prüfumfang der 
Schornsteinfeger zukünftig unter Berufung auf 
EU-Sicherheitsvorschriften noch erweitert 
werden, z. B. – wie in den Neuen 
Bundesländern – auf die Reinigung und 
Wartung von Lüftungsanlagen.

Auch die „erste Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes" 
(Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen –
1. BImSchV) sollte grundsätzlich überarbeitet 
werden.

Sicherheitsstandards sollten sich 
ausschließlich auf die Gewährleistung der 
Brandsicherheit von Feuerungsanlagen 
beziehen.
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Expo Real 2004
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Immobilia 2004
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GdW-Veranstaltungen 

Forum: Zuwanderer in der Stadt im Februar 2005

3. Kabelkongress im Juni 2005

Vorbereitung des Kongresses der kommunalen und 
öffentlichen Wohnungsunternehmen für November 
2005 geplant.

Forum 09: Wohnen im Alter am 6./7.12.2004



43

GdW-Publikationen

Arbeitshilfe: „Europa als Bezugsrahmen auch für 
den Wohnungs- und Städtebau in den 
Mitgliedsstaaten“, November 2004

Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 
2004/2005, Oktober 2004

Branchenbericht: „Mietwohnungen in Deutschland 
sind ein attraktives und wertbeständiges 
Marktsegment“, September 2004

Fachbuch für die Wohnungswirtschaft:„Die 
Rechnungslegung nach internationalen Standards -
wesentliche Bestimmungen und Auswirkungen auf 
die Wohnungswirtschaft“, 2004
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GdW-Publikationen

Vertrieb auf Nachfrage („on demand“)
und im Extranet als Download (Arbeitsbericht, Daten 
und Trends).

Das Extranet finden Sie über die Mitgliederseiten der 
Regionalverbände. Kennwort und Benutzername wie 
bei Regionalverband.
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Wohnungsbörse
Entwicklung der Objektzahlen
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Wohnungsbörse
Entwicklung der Kundenzahlen
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Europäisches Bildungszentrum

Kostenpflichtige Bereiche:
Umsatzplus von knapp über 12 %
Dies ist insbesondere auf eine Verdopplung der 
Einnahmen in der  Weiterbildung 
zurückzuführen.

Die Zahl der neuen Berufsschüler ist um rund 11 % 
auf nun 426 gestiegen.

Die Zahl der Studenten, die in diesem Herbst  ein 
Studium an der FWI beginnen, ist ebenfalls deutlich 
gestiegen: 

Erstes Semester: 31 Studenten
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Europäisches Bildungszentrum

Für das Geschäftsjahr 2004 wird ein positives 
Jahresergebnis erwartet.

EBZ hat seine Verbindlichkeiten gegenüber dem  
GdW (übernommen von der FWI) vorzeitig 
zurückgezahlt. Die letzte Rate wurde dem GdW im 
vergangenen Monat  überwiesen.

Wachstumsziele 2004 bis 2007: 5 % pro Jahr ohne 
den Bereich Berufsschule 
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Europäisches Bildungszentrum

Zukünftige Themen (u. a.):
Evaluation und Weiterentwicklung aller 
Bildungsangebote

EBZ wird Pilotberufsschule in Deutschland bei der 
Weiterentwicklung des Berufsbildes „Kaufmann in 
der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft

Netzwerkarbeit: Aufbau eines
Ausbildernetzwerkes
Berufsschulnetzwerkes (auch international)
Wissenschaftsnetzwerkes (auch international)

Neue Kompaktstudiengänge der 
Führungsakademie:

Controlling, Soziales Management, 
Immobilienbewertung
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DESWOS

Konsolidierungsmaßnahmen aus 2002 zeigen 
nachhaltige Wirkung

2003 war ein sehr erfolgreiches Jahr für die DESWOS 
mit positivem Jahresergebnis

Kreditvolumen für Altverpflichtungen aus 
überhöhten Projektvolumen (fehlende Förderung) 
konnte weiter wesentlich zurückgefahren werden

Spendenaufkommen des Vorjahres wird 2004
aller Voraussicht nach erreicht
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DESWOS

Schirmherr der DESWOS 
ARD-Tagesthemenmoderator Ulrich Wickert
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